3 
5 
5 


RR 


e 


5 Preußiſche! 


Id 


ejefanmnlung 


. ͤ I se Ereee  e e 
Jahrgang 1922 | Nr. 29. 


7. . ——————— .. — — — — 
In halt: Geſetz über die nächſten Wahlen zur Zahnärztekammer und zu den Apothekerkammern, S. 179. — Geſetz über das 
Hebammenweſen, S. 179. Geſetz zur Anderung des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten, S. 191. — Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit, S. 192. — 
Bekanntmachung, betreffend das Abkommen zwiſchen den Regierungen Preußens und Bayerns über die Beſeitigung von Doppel⸗ 
4 


beſteuerungen in Landesſtempelſachen vom 2. Mai 1922, S. 194. 


Mr. 12313.) Geſetz über die nächſten Wahlen zur Zahnärztekammer und zu den Apothekerkammern. 
Vom 20. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


55 55 
Die bis zum 31. Dezember 1922 laufende Amtsdauer der Zahnärztekammer und der Apotheker- 
kammern wird bis zum 31. Dezember 1923 verlängert. 
Die Neuwahlen zu dieſen Kammern haben danach erſt im Jahre 1923 ſtattzufinden. 
2 


Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


un 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 20. Juli 1922. 


| Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. ii 


Gr. 12314.) Geſetz über das Hebammenweſen. Vom 20. Juli 1922. i 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: e ner: a 


Recht auf Hebammenhilfe. 
8 5 

Jeder Frau in Preußen ſteht nach Maßgabe dieſes Geſetzes Hebammenhilfe zu. Dieſe erſtreckt 
ſich auf die Beratung und Hilfe in der Schwangerſchaft, Hilfe bei Störungen in der Schwanger⸗ 
ſchaft, Hilfe bei der Geburt, Verſorgung der Wöchnerinnen im Wochenbett und der Neugeborenen 
ſowie auf Beratung über die Pflege und das Stillen der Kinder. 2 

Geſetzammlung 1922. (Nr. 1231312317). ; 34 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Juli 1922. 


— 180 — 


Ausübung der Geburtshilfe. 
| 59: 
Hebammen im Sinne dieſes Geſetzes find Frauen, die ein Prüfungszeugnis gemäß 8 30 
Abſ. 3 der Reichsgewerbeordnung beſitzen. 


9. 3. 

(1) Frauen, die weder eine ärztliche Approbation noch das im § 2 angeführte Prüfungs 
zeugnis beſitzen, iſt die Ausübung der Geburtshilfe auch dann unterſagt, wenn fie nicht gewerbs— 
mäßig betrieben wird. N 

e) Notfälle find von dieſem Verbot ausgenommen. Ein Notfall liegt vor, wenn es nicht 
möglich iſt, rechtzeitig eine Hebamme oder einen Arzt zuzuziehen. 


9 4. i 

4) Hebammen iſt die Ausübung der Geburtshilfe nur geftattet, wenn fie ihr Prüfungszeugnis 
von einer zuſtändigen preußiſchen Behörde erhalten haben oder auf Grund einer außerhalb Preußens 
erfolgten gleichwertigen Ausbildung vom Minifter für Volkswohlfahrt zur Ausübung der Geburts 
hilfe in Preußen zugelaſſen ſind und wenn ihnen eine Niederlaſſungsgenehmigung erteilt iſt. 

(2) Der Niederlaſſungsgenehmigung ſteht die Annahme als Bezirkshebamme ($ 21) gleich, 

(3) Unberührt bleiben die durch Staatsverträge oder anderweit geregelten Verhältniſſe in 
den Grenzgebieten. i ö 
f 8 


4) Die Niederlaſſungsgenehmigung wird für einen örtlichen Bezirk erteilt (Niederlaff ungsgebiet!, 

(2) Das Niederlaſſungsgebiet iſt nach Maßgabe der Bevölkerungsdichtigkeit und der Entfernungs⸗ 
verhältniſſe in der Weiſe abzugrenzen, daß den Bewohnerinnen des Gebiets eine ausreichende 
Verſorgung mit Hebammenhilfe ($ I) geſichert iſt. 

6) In der Genehmigungsurkunde iſt das Niederlaſſungsgebiet zu bezeichnen. 


i 86. 
) Die Hebamme muß in dem Niederlaſſungsgebiete wohnen. In der Genehmigungsurkunde 
kann ihr das Wohnen in einem begrenzten Teile des Niederlaſſungsgebiets aufgegeben werden. 
(2) Bei der Ausübung ihres Berufs iſt die Hebamme nicht auf das Niederlaſſungsgebiet 
beſchränkt. i 
9 


Die Niederlaſſungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn das Bedürfnis nach Hebammenhi fe ($1) 
in dem betreffenden Bezirke bereits ausreichend gedeckt iſt; ſie kann ferner verſagt werden, wenn 
eine derjenigen Tatſachen vorliegt, die zur Zurücknahme der Genehmigung berechtigten ($ 9). 
8 8. 
Die Niederlaſſungsgenehmigung verliert ihre Gültigkeit: ö f 
a) wenn die Hebamme ſich nicht binnen 3 Monaten vom Tage der Genehmigung ab in 


dem Niederlaſſungsgebiete niederläßt. Die Friſt kann von der Genehmigungsbehörde (§ 10) 
verlängert werden, wenn der Hebamme innerhalb der Friſt keine angemeſſene Wohnung 
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im Niederlaſſungsgebiete nachgewieſen wird oder wenn ſich die Hebamme aus anderen 
Gründen ohne ihr Verſchulden nicht innerhalb der Friſt in dieſem Gebiete niederlaſſen 
kann. Iſt der Hebamme das Wohnen in einem begrenzten Teile des Niederlaſſungsgebiets 
aufgegeben, ſo gelten die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechend für dieſen Teil des 
Niederlaſſungsgebiets; 5 
b) wenn die Hebamme den Wohnſitz innerhalb des Niederlaſſungsgebiets freiwillig aufgibt; 
e) wenn der Hebamme das Prüfungszeugnis gemäß § 53 der Reichsgewerbeordnung ent⸗ 


zogen wird oder wenn die nach § 4 Abſ. 1 erteilte Genehmigung des Miniſters für 
Volkswohlfahrt zurückgenommen wird. 


8 9. 


Die Niederlaſſungsgenehmigung kann zurückgenommen werden: 


a) wenn die Hebamme eine vorgeſchriebene Nachprüfung zweimal hintereinander nicht beſteht; 

b) wenn fie einen angeordneten Fortbildungslehrgang ohne genügenden Grund verſäumt; 

e) wenn ſie Bücher oder Überſichten, die nach näherer Anordnung des Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt zur regelmäßigen Kontrolle ihrer Berufstätigkeit oder als Nachweiſe für 
Zahlungsanſprüche an den Kreis dienen, trotz zweimaliger Verwarnung unrichtig oder 
unvollſtändig führt; 

d) wenn fie wegen grober Verletzung der Dienſtanweiſung, wegen Nachläſſigkeit im Beruf 
oder wegen ungleichmäßiger Berückſichtigung oder Behandlung der Hilfeſuchenden inner- 
halb der letzten 5 Jahre dreimal durch die Kreishebammenſtelle (§ 29) verwarnt 

worden iſt; 

e) wenn ſie innerhalb des Niederlaſſungsgebiets eigenmächtig den ihr angewieſenen Wohnſitz 
wechſelt; N 

f) wenn fie ohne Erlaubnis der in der Genehmigungsurkunde zu beſtimmenden Stelle 
länger als 2 Monate innerhalb eines Kalenderjahrs oder länger als 3 Wochen hinter⸗ 
einander von dem Niederlaſſungsgebiet abweſend iſt; 


8) wenn fie Ringer als ein Jahr ihren Beruf nicht ausübt; 


h) wenn fie infolge eines körperlichen Gebrechens oder infolge Schwäche ihrer geiſtigen oder 
körperlichen Kräfte zur Erfüllung ihrer Berufspflichten dauernd unfähig iſt / 
i) wenn ſie das 65. Lebensjahr vollendet hat. 


$ 10. 


) Zuſtändig für die Erteilung und die Zurücknahme der Genehmigung iſt in Landkreiſen der 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat (Bürgermeiſter). Vor der Erteilung und der Jurück⸗ 
nahme der Genehmigung iſt die Kreishebammenſtelle zu hören. 

6) Der Hebamme ſteht gegen die Verſagung oder Zurücknahme der Genehmigung innerhalb 
2 Wochen ſeit der Zuſtellung die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu, der nach Anhörung der 
Provinzialhebammenſtelle ($ 34) entſcheidet. ö 


34* 


Pflichten der Hebammen. 
9 
Die Hebamme iſt verpflichtet, alle in ihre Verufsgeſchäfte fallenden Aufgaben nach Maßgabe 
der Dringlichkeit und unter Befolgung der hierzu vom Miniſter für Volkswohlfahrt erlaſſenen 
Vorſchriften gewiſſenhaft auszuführen. Sie hat insbeſondere folgende Berufspflichten zu erfüllen: 
a) Beratung von Schwangeren und Ausübung der Geburtshilfe 
b) Verſorgung der Wöchnerinnen und neugeborenen Kinder; 
e) Förderung der natürlichen Ernährung der Säuglinge; 
d) Mitwirkung bei der Säuglingsfürſorge nach Maßgabe des örtlichen Bedürfniſſes. 


5 § 12. ö 
Die Hebamme hat ſich nach Maßgabe der hierzu ergehenden Vorſchriften des Miniſters für 
Volkswohlfahrt Nachprüfungen zu unterziehen und an Fortbildungslehrgängen teilzunehmen. 


9135 

() Zu einer Erwerbstätigkeit außer der im § 11 angeführten bedarf die Hebamme der Ger 
nehmigung. Beſtehen gegen dieſe Erwerbstätigkeit Bedenken, ſo muß die Genehmigung verfagt 
und eine erteilte Genehmigung zurückgenommen werden. 

2) Zuſtändig für die Erteilung oder Zurücknahme der Genehmigung iſt in Landkreiſen der 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat (Bürgermeiſter). Er entſcheidet nach Anhören der 
Kreishebammenſtelle. = 

(3) Gegen die Verſagung oder Zurücknahme der Genehmigung ſteht der Hebamme innerhalb 
2 Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu, der nach Anhörung der Provinzialhebammen⸗ 
ſtelle endgültig entſcheidet. 

b $ 14. 
Die Berufstätigkeit der Hebamme unterliegt der Aufſicht des Kreisarztes. 


Gebühren der Hebammen. 


8 
(4) Die Bezahlung der nach § 11 bis e geleiſteten Dienſte einer Hebamme erfolgt auf 
Grund einer Gebührenordnung, die von dem Regierungspräſidenten — im Ortspolizeibezirke Berlin 


von dem Polizeipräſidenten in Berlin — zu erlaſſen ift, i 

(2) Es werden drei Teuerungsklaſſen gebildet. Die Gebührenſätze find für dieſe Klaſſen ver 
ſchieden hoch zu bemeſſen und die Kreiſe oder Ortſchaften nach Maßgabe ihrer Teuerungsverhältniſſe 
in die Klaſſen einzugruppieren. Für jede Klaſſe ſind in der Gebührenordnung unter Berückſichtigung 
der Leiſtungsfähigkeit der Gebührenpflichtigen Mindeſt⸗ und Höchſtgebühren feſtzuſetzen. Ferner hat 
die Gebührenordnung die Erſtattung der Ausgaben für Desinfektionsmittel, die von der Hebamme 
bei ihrer Hilfeleiſtung verwendet worden find, zu regeln ſowie über den Anſpruch der Hebammen 
auf Erſatz der Auslagen für die Benutzung von Verkehrsmitteln oder auf die Zahlung eines an- 
gemeſſenen Wegegeldes Beſtimmung zu treffen. Die näheren Vorſchriften erläßt der Miniſter für 
Volkswohlfahrt. ü 
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6) Bei der Anwendung der Gebührenordnung hat die Hebamme die Gebührenſätze derjenigen 
Teuerungsklaſſe in Rechnung zu ſtellen, zu der ihr Wohnort gehört. 8 
() Die Provinzialhebammenſtelle, die Kreisausſchüſſe und die Gemeindevorſtände der Stadt⸗ 
kreiſe find vor dem Erlaſſe der Gebührenordnung zu hören. 


. i $ 16. 

) Ergeben ſich Streitigkeiten über die Höhe einer Gebühr, die von einer Hebamme gefordert 
wird, oder wird die Gebühr an eine Hebamme innerhalb einer angemeſſenen Friſt nicht entrichtet, 
ſo ſetzt der Landrat, in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, nach Anhörung der Kreishebammenſtelle 
und des Zahlungspflichtigen die Gebühr nach Maßgabe der Gebührenordnung feſt. Gegen dieſe 
Feſtſetzung iſt binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zuläſſig, der nach Anhörung 
der Provinzialhebammenſtelle endgültig entſcheidet. N 

2) Die rechtskräftig feſtgeſetzte Gebühr unterliegt der Beitreibung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren durch den Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen durch den Magiſtrat (Bürgermeiſter). Hierbei 
gilt, unbeſchadet des Rechtes der Hebamme auf die Gebühren, der Kreis als derjenige, auf deſſen 
Rechnung die Zwangsvollſtreckung im Sinne der Vorſchriften über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren erfolgt. e 


Beſondere Beſtimmungen für Hebammen, die eine Niederlaſſungsgenehmigung er⸗ 
Ä halten haben. N 
9 

(ö) Die Hebamme hat an den Kreis, in deſſen Gebiet ſie wohnt, Anſpruch auf einen Zuſchuß, 
wenn in einem Jahre ihr Einkommen aus der im $ 11a bis e angegebenen Berufstätigkeit ohne 
ihr Verſchulden nicht einen Mindeſtbetrag erreicht. Als Zuſchuß iſt der Betrag zu zahlen, um 
den das Einkommen hinter dem Mindeſtbetrage zurückbleibt. 

e) Der Mindeſtbetrag beſtimmt ſich nach der Teuerungsklaſſe, zu der der Wohnort der Heb— 
amme gehört. Er beträgt für Orte 
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(3) Für die Zeit, in der die unmittelbaren Staatsbeamten Ausgleichszuſchläge erhalten, werden 
die Mindeſtbeträge durch Zufchläge erhöht. Dieſe bemeſſen ſich jeweils nach dem Hundertſatze, zu 
dem die Ausgleichszuſchläge der unmittelbaren Staatsbeamten gezahlt werden. \ 

(+) Hat eine Hebamme neben ihrer Berufstätigkeit noch eine andere Erwerbstätigkeit (§ 13), 
ſo können die Einnahmen hieraus auf das Mindeſteinkommen angerechnet werden. N 

(5) Der Kreis kann die Zahlung des Zuſchuſſes ganz oder teilweiſe verweigern, wenn die 
Hebamme in dem betreffenden Jahre aus der im § 11a bis e angegebenen Berufstätigkeit durch 
eigenes Verſchulden, insbeſondere durch Nachläſſigkeit im Berufe, kein Einkommen bis zur Höhe des 
Mindeſtbetrags erzielt hat oder wenn die Vorausſetzungen des § ge vorliegen. 5 

) Vor der Prüfung, ob und inwieweit danach der Kreis im Einzelfalle zur Zahlung eines 
Zuſchuſſes verpflichtet iſt, und vor der Feſtſetzung des Umfanges, in dem eine Anrechnung nach 
Abſ. 4 erfolgen ſoll, iſt die Kreishebammenſtelle zu hören. Be 


I 
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5 $ 18. 
Verſichert ſich eine Hebamme gegen Alter, dauernde Berufsunfähigkeit oder Invalidität, fo 
hat ihr der Kreis (§ 17 Abſ. 1) die Hälfte der Beiträge für eine Verſicherung bis zur Höhe des 
Ruhegeldes der Bezirkshebamme nach § 26k zu erſtatten. 


919. i 
Für die Teilnahme an einer Nachprüfung und an einem Fortbildungslehrgang iſt der Seh 
amme von dem Kreiſe (§ 17 Abf. 1) eine Reiſekoſtenentſchädigung und ein angemeſſenes Tagegeld 
zu gewähren. : 
§ 20. 
Wird die Hebamme von dem örtlichen Träger der Säuglingsfürſorge zu einer nach § 11d 
zu leiſtenden Berufstätigkeit herangezogen, ſo hat ſie von dieſem eine beſondere Vergütung zu 
beanſpruchen, die freier Vereinbarung unterliegt. l 


Bezirkshebammen. 
92 


8 (1) Bezirkshebammen find Hebammen, die von einem Stadt- oder einem Landkreiſe für räum, 

lich abgegrenzte Bezirke (Hebammenbezirke) auf Grund ſtatutariſcher Regelung durch Dienſtvertrag 
angenommen werden. 

(2) Eine Annahme von Bezirkshebammen findet nur ſtatt, wenn das Bedürfnis eines Bezirkes 
nach einwandfreier Hebammenhilfe nicht durch Hebammen gedeckt werden kann, die die Nieder 
laſſungsgenehmigung erhalten (§ 4 Abſ. 1 und § 32 Abſ. a). Die Kreiſe find in dieſem Falle 
verpflichtet, die zur Deckung des Bedürfniſſes nötige Zahl Bezirkshebammen anzunehmen. Auf die 
Abgrenzung eines Hebammenbezirkes findet § 5 Abf. 2 entſprechende Anwendung. Für jeden Heb- 
ammenbezirk find mehrere, mindeſtens zwei Bezirkshebammen anzunehmen. Iſt die Bevölkerungs- 
dichtigkeit eines Hebammenbezirkes gering und können die Bewohnerinnen des Bezirkes durch eine 
Hebamme ausreichend mit Hebammenhilfe verſorgt werden, ſo braucht ausnahmsweiſe nur eine 
Bezirkshebamme für den Bezirk angenommen zu werden. 

(3) Im Bedarfsfalle müſſen die Kreiſe geeignete Frauen in einer Hebammenlehranſtalt auf 
ihre Koſten ausbilden laſſen. f 

822. 

Die Bezirkshebamme muß in ihrem Bezirke wohnen. Der Kreis hat fi) in dem Dienſtver— 
trage das Recht vorzubehalten, der Bezirkshebamme das Wohnen in einem begrenzten Teile des 
Bezirkes aufzugeben. N 

f i $ 23. 

Die Bezirkshebamme darf außerhalb ihres Bezirkes ihre Berufstätigkeit nur ausüben, ſoweit 
ihr dies im Dienſtvertrag ausdrücklich geſtattet oder aufgegeben iſt, oder wenn keine zuſtändige 
Bezirkshebamme rechtzeitig hinzugezogen werden kann. Sie iſt dann verpflichtet, außerhalb ihres 
Bezirkes Hilfe zu leiſten, ſofern fie nicht durch dringendere Berufsgeſchäfte im eigenen Bezirke zurück 
gehalten wird. ö 
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$ 24. 5 

4) Die Bezirkshebamme iſt zunächſt probeweiſe auf 2 Jahre anzunehmen. 

(2) Iſt fie bereits mindeſtens 1 Jahr in ihrem Berufe tätig geweſen, ſo kann die Probezeit 
auf 1 Jahr beſchränkt werden. f 


$ 25. ; 
a) In dem Dienſtvertrag iſt zu beſtimmen, daß das Vertragsverhältnis der Bezirkshebammen 
in den dem § 8b und e entſprechenden Fällen erliſcht. 

e) Im übrigen hat ſich der Kreis in dem Dienſtvertrag ein Kündigungsrecht vorzubehalten. 
Bei endgültiger Annahme der Bezirkshebamme darf das Kündigungsrecht jedoch nur auf die Fälle 
des 5 Ja bis e und g bis i, auf das Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 626 
des Bürgerlichen Geſetzbuches und, ferner auf den Fall beſchränkt werden, daß eine Bezirkshebamme 
länger als 3 Tage hintereinander ohne Erlaubnis der im Vertrage zu beſtimmenden Stelle von 
ihrem Bezirk abweſend iſt. 

(3) Über die Kündigung beſchließt das Kollegium des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe der 
Magiſtrat (Bürgermeiſter) nach Anhören des Kreisarztes und der Kreishebammenſtelle. 


5 $ 26. 
8 In dem Annahmevertrag iſt der Bezirkshebamme zuzuſichern: 
* a) die Gewährleiſtung eines Jahreseinkommens aus der im § 11 a bis e angegebenen Be⸗ 
85 rufstätigkeit. Das gewährleiſtete Jahreseinkommen muß ohne Einrechnung der nach 
. Abſ. b zu zahlenden Vergütung mindeſtens 8000 Mark betragen. : 
N Für die Zeit, in der die unmittelbaren Staatsbeamten Ausgleichszuſchläge erhalten, 
5 werden die Mindeſtbeträge durch Zuſchläge erhöht. Dieſe bemeſſen ſich jeweils nach 
a dem Hundertſatze, zu dem die, Ausgleichszuſchläge der unmittelbaren Staatsbeamten ge⸗ 
zahlt werden. i 

Der Kreis kann ſich in dem Dienſtvertrage das Recht vorbehalten, eine ihm da⸗ 
nach obliegende Zahlung ganz oder teilweiſe zu verweigern, wenn die Vorausſetzungen 
des § ge vorliegen. 5 N 

Abſ. 4 und 6 des $ 17 finden entſprechende Anwendung; 
eine Vergütung für jede Entbindung, bei der ſie Hilfe geleiſtet hat, und zwar in Höhe 
von 30 Mark; 
; e) eine angemeſſene Entſchädigung für eine gemäß S I1d geleiſtete Berufstätigkeit. 

Entfallen in einem Hebammenbezirk auf eine Bezirkshebamme durchſchnittlich jähr— 
lich nicht mehr als 20 Entbindungen, ſo muß die Bezirkshebamme auf Verlangen des 
Kreiſes ohne beſondere Entſchädigung auf dem Gebiete der Säuglingsfürſorge mitarbeiten; 
die unentgeltliche Lieferung der zur Berufstätigkeit der Hebamme erforderlichen Geräte, 
Bücher und Druckſachen ſowie derjenigen Desinfektionsmittel, die für die von der 
Hebamme ſelbſt oder an Minderbemittelten vorzunehmende Desinfektion erforderlich ſind; 
eine Reiſekoſtenentſchädigung und ein angemeſſenes Tagegeld für die Teilnahme an einer 
Nachprüfung oder einem Fortbildungslehrgang; : 
9) ein Ruhegehalt für den Fall der dauernden Berufsunfähigkeit (§ 9h) oder der Vollendung 

a des 65. Lebensjahrs. a 
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Auch der probeweiſe angenommenen Bezirkshebamme iſt ein Anſpruch auf Ruhe, 
geld für den Fall zu gewähren, daß ſie inſolge einer Krankheit, Verletzung oder ſonſtigen 
Beſchädigung, die ſie ſich bei Ausübung ihres Berufs oder aus deſſen Veranlaſſung 
ohne eigenes Verſchulden zugezogen hat, dauernd berufsunfähig geworden iſt. 

Das Ruhegeld iſt nach dem Jahreseinkommen zu bemeſſen, das der Bezirkshebamme 
nach dem erſten und vierten Abſatze des Abſatzes a gewährleiſtet war. Im übrigen 
richtet ſich die Höhe des Ruhegeldes nach den für die Kommunalbeamten geltenden 
Vorſchriften. An 

Iſt eine Bezirkshebamme gegen Alter, dauernde Berufsunfähigkeit oder Invalidität 
verſichert, ſo kann der Kreis auf das Ruhegeld eine von der Bezirkshebamme auf Grund 
der Verſicherung bezogene Rente in demſelben Verhältniſſe zur Anrechnung bringen, in 
dem er die Verſicherungsbeiträge gezahlt hat. ; 

In dem Dienſtvertrag iſt die Zahlung des Ruhegeldes davon abhängig zu machen, 
daß die Bezirkshebamme unter Verzicht auf die im § 11a und b angegebene Tätigkeit 
ihr Prüfungszeugnis dem Kreiſe aushändigt 


9. 2 7. 


In dem Dienſtvertrag iſt auszubedingen, daß die Bezirkshebamme den Anſpruch auf 
Ruhegeld verliert: 5 
a) wenn der Dienſtvertrag erliſcht ($ 25 Abſ. 1); N 

b) wenn der Dienſtvertrag vom Kreiſe gekündigt wird ($ 25 Abf. 2) und die Kündigung 
nicht aus einem der im $ 9h und i angegebenen Gründe erfolgt; 

e) wenn ſie wegen eines vor ihrer Verſetzung in den Ruheſtand in Ausübung oder anläßlich 
der Ausübung ihres Berufs begangenen Verbrechens oder ſolchen Vergehens, wegen deſſen 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann, rechtskräftig verurteilt 
worden iſt. Der Anſpruch auf Ruhegeld erliſcht in dieſem Falle mit der Rechtskraft 
des Urteils; an 

d) wenn fie, abgeſehen von Notfällen (§ 3 Abſ. 2), nach Verſetzung in den Ruheſtand 
gegen Entgelt oder gewohnheitsmäßig eine der im § 11a und b angegebenen Tätigkeiten 
ausübt 5 f a 

e) wenn fie das Ruhegeld wegen dauernder Berufsunfähigkeit bezieht und die Beruf 
fähigkeit nachträglich wiedererlangt. ; 


§ 28. . 

(i Unterläßt es ein Kreis, den Vorſchriften der 88 21 und 24 bis 27 binnen der ihm von 
der Aufſichtsbehörde geſetzten Friſt nachzukommen, jo faßt auf Antrag des Regierungspräſidenten 
der Bezirksausſchuß die zur Erfüllung der Pflichten des Kreiſes erforderlichen Beſchlüſſe. Gegen 
den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt die Beſchwerde an den Provinzialrat, für Berlin an den 
Miniſter für Volkswohlfahrt, gegeben. i 

) Im übrigen bleiben die für die zwangsweiſe Etatiſierung geſetzlicher Leiſtungen geltenden 
allgemeinen Vorſchriften unberührt. 
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Hebammenſtellen. 
a 829. 
(4) Für jeden Stadt- und Landkreis ift mindeſtens eine Kreishebammenſtelle einzurichten. 
e) Die Koſten der Kreishebammenſtelle trägt der Kreis. 


8 30. 

(1) Der Kreishebammenſtelle müſſen außer Hebammen und Müttern ein Vertreter des Kreis- 
ausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Gemeindevorſtandes, der zuſtändige Kreisarzt und zwei Vertreter 
der Träger der öffentlichen Krankenverſicherung angehören. Die Berufung weiterer Mitglieder ift 
zuläſſig. Die Hebammen und die Mütter müſſen in der Kreishebammenſtelle in gleicher Anzahl 
vertreten ſein. 

(2) Die Mitgliedſchaft in der Kreishebammenſtelle iſt ein Ehrenamt. Nur die Erſtattung 
von Reiſekoſten und die Gewährung von Tagegeldern iſt zuläſſig. 


831. 

() Die Wahlen der Hebammen und der Mütter für die Kreishebammenſtelle erfolgen auf 
Grund des Verhältniswahlverfahrens, und zwar für die Hebammen durch ſchriftliche Abſtimmung 
aller im Bezirke der Hebammenſtelle wohnenden Hebammen, für die Mütter durch den Kreistag 
und in Stadtkreiſen durch die Stadtverordnetenverſammlung, in Berlin durch die Bezirksverſamm⸗ 
lungen. Die Vertreter der Träger der Öffentlichen Krankenverſicherung werden, wenn keine Eini- 
gung unter den beteiligten Kaſſen zuſtande kommt, nach den Vorſchriften gewählt, die für die 
Wahl der Beiſitzer beim Verſicherungsamte gelten ($$ 42, 43 und 45 der Reichsverſicherungsordnung), 
mit der Abänderung, daß auch Frauen wählbar find. Die übrigen nach § 30 elwa noch in die 
Kreishebammenſtelle aufzunehmenden Perſonen werden durch den Kreistag, in Stadtkreiſen durch 
die Stadtverordnetenverſammlung, in Berlin durch die Bezirksverſammlungen berufen. 

(2) Für jedes gewählte Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu wählen. 

(3) Die Mitglieder und Stellvertreter werden jeweils auf 4 Jahre gewählt. 

(4) Im übrigen wird die Zuſammenſetzung der Kreishebammenſtelle durch Kreisſatzung, in 
Stadtkreiſen durch Ortsſatzung geregelt. Die Geſchäftsordnung für die Kreishebammenſtelle erläßt 
der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat (Bürgermeiſter). Die näheren Beſtimmungen 
über die Verhältniswahl erläßt der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


9 32. 
Die Kreishebammenſtelle muß gehört werden: 


a). vor der Abgrenzung und Abänderung von Niederlaſſungsgebieten und Hebammenbezirken, 
insbeſondere bei der Feſtſtellung des Bedürfniſſes nach einwandfreier Verſorgung mit 
Hebammenhilfe ($ 21); Ei 


b) vor der Erteilung oder Zurücknahme einer Niederlaſſungsgenehmigung (88 7 und 9); 


e) vor der Erteilung oder Zurücknahme der Genehmigung zu einer anderen Erwerbs— 
tätigkeit (§ 13); 5 1 


35 
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d) vor der probeweiſen oder endgültigen Annahme einer Bezirkshebamme; 

e) vor dem Ausſpruch einer Kündigung in den Fällen des § 25 Abſ. 2; 

1) vor der Feſtſetzung einer Gebühr nach § 16 und § 17 Abſ. 6; 

g) vor der Einleitung eines Strafverfahrens nach § 41; 

h) vor der Erhebung einer Klage auf Zurücknahme des Hebammenprüfungszeugniſſes (§ 53 
der Reichsgewerbeordnung) oder vor der Zurücknahme einer nach § 4 Abſ. 1 erteilten 
Genehmigung des Miniſters für Volkswohlfahrt; 

i) vor allen übrigen wichtigen, das Hebammenweſen des Kreiſes betreffenden Angelegenheiten. 


$ 33. 

Die Suriöhrbammenftelle kann im Falle des § 9d die Verwarnung einer Hebamme beſchließen. 
Der Hebamme ſteht das Recht zu, innerhalb zwei Wochen von der Zuſtellung ab gegen die Er— 
teilung einer Verwarnung die Entſcheidung der Provinzialhebammenſtelle anzurufen. Wenn die 
Provinzialhebammenſtelle den Einſpruch der Hebamme gegen die Verwarnung für unbegründet er— 
klärt, kann fie der Hebamme ganz oder teilweiſe die durch die Anrufung der Provinzialhebammen— 
ſtelle entſtandenen Koſten auferlegen. 

§ 34. 

(1) Für jede n mit Ausnahme der Provinz Heſſen-Naſſau, iſt eine Provinzialhebammen⸗ 
flelle zu bilden. In der Provinz Heſſen-Naſſau treten an die Stelle der Provinzialhebammenſtelle 
die nach § 38 einzurichtenden Hebammenſtellen der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden. 

(2) Die Koſten der Provinzialhebammenſtelle trägt der Provinzialverband. 


$ 35. 
(1) Der Provinzialhebammenſtelle müſſen ein Vertreter des Provinzialausſchuſſes, ein Regierungs— 
und Medizinalrat, ein Direktor einer Hebammenlehranſtalt, oder wenn in dem Gebiete der Pro» 
vinzialhebammenſtelle keine ſolche Anſtalt iſt, ein Frauenarzt oder eine Frauenärztin ſowie drei Heb⸗ 
ammen, drei Mütter und zwei Vertreter der Träger der öffentlichen Krankenverſicherung angehören. 
(2) Die Mitgliedſchaft in der Provinzialhebammenſtelle iſt ein Ehrenamt. Nur die Erſtattung 
von Reiſekoſten und Tagegeldern iſt zuläſſig. 


$ 36. 

(1) Hebammen werden in die Provinzialhebammenſtelle durch eine ſchriftliche Abſtimmung aller 
den Kreishebammenſtellen der Provinz angehörenden Hebammen gewählt. Die Vertreter der Träger 
der öffentlichen Krankenverſicherung werden, wenn keine Einigung unter den Kaſſenverbänden zu— 
ſtande kommt, durch den Ausſchuß der zuſtändigen Verſicherungsanſtalt, die übrigen Mitglieder 
durch den Provinzialausſchuß gewählt. 

(2) Für jedes gewählte Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu wählen, 

(3) Die Mitglieder und Stellvertreter werden jeweils auf 4 Jahre gewählt. 

() Die Vorſchrift des § 31 über die Wahl auf Grund des Verhältniswahlverfahrens findet 
entſprechende Anwendung. Im übrigen wird die Zuſammenſetzung der Provinzialhebammenſtelle 
durch den Provinzialausſchuß geregelt. f 

Dieſer . auch die Geſchäftsordnung für die Provinzialhebammenſtelle. 
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8 37. 
(1) Die Provinzialhebammenſtelle iſt zu hören: 
a) vor der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes in den Fällen der $$ 10, 13 und 16; 
b) vor dem Erlaß einer Gebührenordnung (8 15); 
c) vor der Entjeh-dung über eine Ausnahme bei der Zulaſſung zur Ausbildung an einer 
Hebammenlehranſtalt und zur Hebammenprüfung; f 
d) vor der Entſcheidung, die auf eine Beſchwerde über die Hebammenlehranſtalt von der 
Aufſichtsbehörde in erſter Inſtanz ergeht; 5 
in allen übrigen, das Hebammenweſen der Provinz betreffenden Fragen. 
E) Die Provinzialhebammenſtelle entſcheidet endgültig über Einſprüche gegen Verwarnungen 
($ 33). Sie iſt verpflichtet, ſich auf Erſuchen einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts gut⸗ 
achtlich in Hebammenangelegenheiten zu äußern. 
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§ 38: 
() Die Stadt Berlin, die Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden ſowie der Landeskommunal⸗ 
verband der Hohenzollernſchen Lande gelten als Provinz im Sinne der 88 34 flg. 
E) Landesteile, die nach den vorſtehenden Beſtimmungen keiner Provinzialhebammenſtelle an⸗ 
gehören würden, ſind durch Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt und des Miniſters des 


Innern einer ſolchen Stelle anzugliedern. 


Staatsbeihilfe. 
8 39. 

(i) Zur Gewährung von Beihilfen zur Aufbringung der durch dieſes Geſetz entſtehenden 
Koſten für das Bezirkshebammenweſen wird durch den Staatshaushaltsplan ein jährlicher Betrag 
in Höhe von 25 Millionen Mark bereitgeſtellt. 

(2) Die näheren Beſtimmungen über die Verteilung dieſes Betrags erläßt der Miniſter für 
Volkswohlfahrt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 

6) Die Grundſätze für die Verteilung ſind dem Landtage mitzuteilen. 


Abergangs⸗„ Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
§ 40. 
(1) Hebammen, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein Prüfungszeugnis erworben haben, 
und Frauen, die ſich zu dieſem Zeitpunkt in der Hebammenausbildung befinden, find bei der Er— 


teilung einer Niederlaſſungsgenehmigung und der Annahme als Bezirkshebamme in erſter Linie 
zu berückſichtigen. 5 


(2) Dies gilt nicht in folgenden Fällen: i Ba 
a) wenn die Hebamme das 65. Lebensjahr überſchritten hat; i 155 
b) wenn fie infolge eines körperlichen Gebrechens oder infolge Schwäche ihrer geiſtigen 
oder körperlichen Kräfte zur Erfüllung ihrer Berufspflichten dauernd unfähig iſt 
N i 35* 
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e) wenn fie die letzte Nachprüfung zweimal hintereinander nicht beſtanden hat; 

d) wenn fie in dem letzten Jahre vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei e als 
10 Geburten Hilfe geleiſtet hat und nicht beſondere Gründe für dieſe geringe Berufs- 
tätigkeit dargetan hat; 

e) wenn ſie ſich wiederholt einer groben Verletzung der Dienſtvorſchrift, einer Nachläſſigkeit 
im Beruf oder einer ungleichmäßigen Berückſichtigung oder Behandlung der Hilfeſuchenden 
ſchuldig gemacht hat. 

(3) Die Annahme als Bezirkshebamme kann ferner abgelehnt werden, wenn ſonſt ein wichtiger 
Grund im Sinne des § 626 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegt; 

(4) Bevor die r d Aa LE oder die Annahme als Bezirkshebamme aus den im 
Abſ. 2b bis e und im Abf. 3 angegebenen Gründen abgelehnt wird, iſt die Kreishebammenſtelle 
u 5 
f 5 ) Im übrigen Behlnfen Hebammen, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Prüfungs⸗ 
1 den haben, einer Niederlaſſungsgenehmigung oder einer Annahme als Bezirkshebamme 
erſt nach Ablauf von 5 Jahren ſeit dieſem Zeitpunkte. Vorher bedürfen fie einer ſolchen Genehmi— 
gung oder Annahme nur, wenn ſie nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ihren Wohnort Wache 
oder länger als ein Jahr hintereinander ihren Beruf nicht ausüben. Bis zum Erwerbe der Nieder— 
laſſungsgenehmigung oder bis zur Annahme als Bezirkshebamme finden auf fie die §§ 2, 4, 11, 
12, 15, 19, 20, 32, 33, 37 und 41 entſprechende Anwendung. 

(6) Die Borfhrit des § 13 gilt für Hebammen, die beim Inkraf fttreten dieſes Geſetzes neben 
ihrer Berufstätigkeit eine andere Erwerbstätigkeit ausüben, mit der Maßgabe, daß die Ga 
zu der anderen Erwerbstätigkeit binnen einer von dem Miniſter für Volkswohlfahrt feſtzuſetzenden 
Friſt nachträglich einzuholen iſt. 

9 41. 

Eine in den § 3, 4 und im vorletzten Abſatz des § 40 verbotene Ausübung der Geburtshilfe 
wird mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark oder mit Haft beſtraft, ſofern nicht nach den beſtehenden 
Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt. 


9 42. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten nicht für Hebammen, die an Entbindungsanſtalten oder 
Krankenhäuſern angeſtellt ſind und ihren Beruf ausſchließlich in deren Dienſt ausüben. Der Miniſter 
für Volkswohlfahrt kann jedoch für die Ausübung der Berufstätigkeit dieſer Hebammen beſondere 
. erlaſſen. 

8 43. 
d 1 Der Miniſter für Volkswohlfahrt erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 

Beſtimmungen. 

(2) Insbeſondere erläßt er, unbeſchadet der Rechte der Kommunalverbände, die Zulaſſung zu 
den Hebammenlehranſtalten durch Satzung oder Verordnung zu regeln, die Vorſchriften über die 
Vorausſetzungen der Zulaſſung und die Ausbildung der Hebammenſchülerinnen, über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Prüfungsausſchuſſes, die Prüfung, Erteilung und Wiederverleihung des Prüfungs- 
zeugniſſes, über die Berufspflichten, die Wachßhefungen und Fortbildungslehrgänge ſowie über die 
vom Kreisarzt auszuübende N 
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$ 44. 
Alle bisherigen das Hebammenweſen betreffenden geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften, 
insbeſondere das Geſetz, betreffend die Gebühren der Hebammen, vom 10. Mai 1918 (Geſetz⸗ 
! ſamml. S. 103) treten außer Kraft mit Ausnahme des Geſetzes, betreffend die Ausführung der 
§§ 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotation der Provinzial⸗ und Kreis⸗ 
verbände, vom 8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497). 


$ 45. 8 
(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. Der Miniſter für Volkswohlfahrt wird 
jedoch ermächtigt, einen früheren Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Geſetzes zu beſtimmen. Der 
Geltungsbereich des Geſetzes erſtreckt ſich nicht auf die Inſel Helgoland. N 
(2) Für die Hohenzollernſchen Lande wird das Inkrafttreten des Geſetzes durch den Miniſter 
für Volkswohlfahrt angeordnet. Dieſe Anordnung muß erfolgen, wenn in den Hohenzollernſchen 
Landen nicht bis zum 1. April 1924 für ein genügendes Mindeſteinkommen und eine ausreichende 
Altersverforgung der Gemeindehebammen Sorge getragen iſt. 


eme 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind ewahrt. 8 
big ) 9 


Berlin, den 20. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Hirtſiefer. 


Ar. 12315.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, 
f Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten. Vom 24. Juli 1922. 


| Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 3 
Das Geſetz vom 29. April 1920 in der Faſſung der Geſetze vom 10. Dezember 1920 und 
10. Februar 1922 (Geſetzſamml. 1920 S. 155 und 540, 1922 S. 34) wird wie folgt geändert: 
1. Im $1 und im § 4 Abſ. 2 werden die Worte „dreißig Zehntel“ durch die Worte „vierzig 
Zehntel“ und die Worte „vierzig Zehntel“ durch die Worte „fünfzig Zehntel“ erſetzt. 
2. Im § 5 Abſ. 1 werden die Worte „wei Mark“ durch die Worte „fünf Mark“ erſetzt. 
3. Im § 6 wird in Nr. 1 die Zahl zwölf“ durch die Zahl „fünfzehn“ erſetzt, und in 
Nr. 4 treten an die Stelle der Worte „drei Mark bis acht Mark“ die Worte „fünf 
Mark bis zwanzig Mark“. b 
4. Im $7 Nr. 1 werden die Worte „ſechs Mark“ durch die Worte „fünfzehn Mark“ erſetzt. 
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Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1922 in Kraft und findet Anwendung auf alle an dieſem 
5 5 Tage noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten und alle an dieſem Tage noch nicht beendigten 
== Geſchäfte. 


Artikel 3. 
Die Gültigkeitsdauer des Geſetzes vom 29. April 1920 wird bis auf weiteres verlängert. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 8 


5 Berlin, den 24. Juli 1922. 
5 Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel) Braun. am Zehnhoff, 
zugleich für den Finanzminiſter. 


(Rr. 12316.) Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit. Vom 26. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1 
Für Straftaten, die mit den politiſchen Unruhen im Frühjahre 1921 oder mit der Abwehr 
des Kapp⸗Putſches im Frühjahre 1920 in Zuſammenhang ſtehen, wird, ſoweit das Begnadigungs— 
recht dem Freiſtaate Preußen zuſteht, Straffreiheit gewährt. 


= 9 2. | 
3 Unter der gleichen Vorausſetzung wird Straffreiheit gewährt für ſolche Straftaten, die im 
Br Jahre 1921 im Zuſammenhange mit Kundgebungen für die republikaniſche Staatsform begangen 


worden ſind. Zu dieſen Kundgebungen gehören insbeſondere diejenigen wegen Ermordung des 
früheren Reichsminiſters Erzberger. 
BR 
Von der Straffreiheit nach SS 1 oder 2 find ausgenommen: 
1. Straftaten, die lediglich auf Roheit oder perſönlicher Gewinnſucht beruhen; 
9, Straftaten ſolcher Perſonen, die im Zuſammenhange mit den in den SS 1 und 2 ge— 


nannten Bewegungen 
ein Verbrechen gegen das Leben (88 211, 212, 214 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), 
ein Verbrechen der ſchweren Körperverletzung ($$ 224 bis 226 des Reichsſtraf⸗ 


geſetzbuchs), 
ein Verbrechen des ſchweren Raubes (§ 251 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), 
ein Verbrechen der Notzucht (88 176, 177 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), i 


ein Verbrechen der Brandſtiftung ($$ 306 bis 308, 311 des Reichsſtrafgeſetzbuchs), 5 
ein Verbrechen der vorſätzlichen Gefährdung eines Eiſenbahntransports ($ 315 des 


Reichsſtrafgeſetzbuchs), 
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ein Verbrechen gegen § 321 Abf. 2 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
oder : 
ein Verbrechen gegen die SS 5, 6, 7 des Geſetzes über den verbrecheriſchen oder 
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 61) 
begangen haben. 
SA, 
(1) Wird die von dem Beſchuldigten oder Verurteilten auf Grund dieſes Geſetzes in Anspruch 
genommene Straffreiheit durch gerichtliche Entſcheidung verneint, ſo ſind auf ſeinen Antrag die 
Akten einem Ausſchuſſe vorzulegen, den das Staatsminiſterium zur Mitwirkung bei der Ausführung 
des Geſetzes beruft. Erachtet der Ausſchuß die Vorausſetzungen der Straffreiheit für gegeben, fo 
legt er die Akten dem Staatsminiſterium zur weiteren Entſchließung vor. 

(2) Bei einer Straftat, die nach § 3 von der Straffreiheit ausgenommen iſt, kann der Ausſchuß 
auf Antrag des Beſchuldigten oder Verurteilten ſich für Gewährung der Straffreiheit ausſprechen, 
wenn die Straftat auf politiſchen Beweggründen beruht, Abf. 1 Satz 2 findet entſprechende An- 
wendung. 

(3) Soweit der Ausſchuß ſich für Straffreiheit ausſpricht, kann das Staatsminiſterium auch 
gerichtlich anhängige Strafſachen niederſchlagen. i 

i 85. : 

(1) Soweit Straffreiheit gewährt wird, werden die noch nicht verbüßten Strafen und die 
rückſtändigen Bußen und Koſten erlaſſen, die eingeleiteten Verfahren, auch ſoweit ſie gerichtlich 
anhängig ſind, niedergeſchlagen und neue Verfahren nicht eingeleitet. 

(2) Iſt auf Einziehung erkannt, fo behält es dabei ſein Bewenden. f 

6) Iſt aus mehreren Strafen, von denen ein Teil unter dieſes Geſetz fällt, eine Geſamtſtrafe 
gebildet worden, ſo ſind die unter dieſes Geſetz fallenden Einzelſtrafen in voller Höhe von der 
Geſamtſtrafe in Abzug zu bringen. 5 

9 6. 

Vermerke über Strafen, die nach dieſem Geſetz erlaſſen werden, find im Strafregister zu 

tilgen; ebenſo Vermerke über bereits verbüßte Strafen, wenn der Strafvollſtreckungsbehörde bekannt 


wird, daß die Straftaten unter dieſes Geſetz fallen. 


EIER SE 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. am Zehnhoff. 
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(Nr. 12317.) Bekanntmachung, betreffend das Abkommen zwiſchen den Regierungen Preußens und Bayerns 
über die Beſeitigung von Doppelbeſteuerungen in Landesſtempelſachen vom 2. Mai 1922. 
Vom 15. Juli 1922. 5 


Das auf Grund des § 2 Abſ. 3 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung = 


vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) und Artikel 2 Abf. IV des bayeriſchen Stempelgeſetzes vom 
16. Februar 1921 (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗Blatt für den Freiſtaat Bayern S. 133) mit der bayeriſchen 
Regierung getroffene Abkommen vom 2. Mai 1922 über die Beſeitigung von Doppelbeſteuerungen in Landes⸗ 
ſtempelſachen wird hiermit veröffentlicht. 

Berlin, den 15. Juli 1922. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
b v. Richter. 


Abkommen zwiſchen den Regierungen Preußens und Bayerns über die Beſeitigung von Doppelbe⸗ 
ſteuerungen in Landesſtempelſachen vom 2. Mai 1922. 


Zur Beſeitigung von Doppelbeſteuerungen iſt mit Wirkung vom 1. März 1922 zwiſchen den Regierungen 
Preußens und Bayerns folgende Vereinbarung getroffen worden: 


; I. 

Der bayeriſche Urkundenſtempel wird auf die preußiſche Stempelabgabe angerechnet, wenn die nach 82 
Abſ. 1 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 in 
Preußen ſtempelpflichtigen Urkunden in Bayern errichtet worden find und Kauf Taufch-, Lieferungs- und 
andere entgeltliche Veräußerungsverträge über bewegliche Sachen, ferner Vollmachten oder Wertverträge ent⸗ 
halten, die im preußiſchen Stempelinlande befindliche Gegenſtände betreffen oder im preußiſchen Stempelinlande 
zu erfüllen ſind. f 


Der preußiſche Urkundenſtempel wird auf die bayeriſche Stempelabgabe angerechnet, wenn die nach dem 
bahyeriſchen Stempelgeſetze vom 16. Februar 1921 in Bayern ſtempelpflichtigen Urkunden im Geltungsbereiche 
des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes errichtet worden find und Kauf, Tauſch -, Lieferungs- und andere entgeltliche 
Veräußerungsverträge über bewegliche Sachen, Vollmachten oder Werkverträge enthalten, die in Bayern 
befindliche Gegenſtände betreffen oder in Bayern zu erfüllen ſind. : 


III. N 
Eine Anrechnung findet nur auf Antrag der Beteiligten ſtatt. Die Beteiligten haben den Nachweis 
zu führen, daß die Vorausſetzungen für die Anrechnung erfüllt ſind. Der Antrag iſt innerhalb eines Jahres 
nach Eintritt der Stempelpflicht zu ſtellen. 10 


Erfüllungsort iſt in der Regel und ſoweit nicht aus beſonderen Umſtänden des Einzelfalls Abweichendes 
zu entnehmen iſt, bei Kauf, Tauſch⸗, Lieferungs- und anderen entgeltlichen Veräußerungsverträgen über 
bewegliche Sachen der Ort, wo die Gegenſtände zu übergeben ſind, bei Werkverträgen der Ort, wo die Unter⸗ 
nehmer zu erfüllen haben, bei Vollmachten der Ort, an dem das Geſchäft vorzunehmen iſt, zu dem die Boll 
macht ermächtigt. 5 


W. a 
Auf Urkunden, die vor dem 1. März 1922 errichtet ſind, iſt die Vereinbarung nicht anwendbar. 
Berlin, den 2. Mai 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. Namens der Baheriſchen Staatsregierung. 
(Siegel.) Braun. i (Siegel) Dr. v. Preger. 
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